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Gericht 

Verwaltungsgerichtshof 

Entscheidungsdatum 

05.05.2014 

Geschäftszahl 

Ro 2014/03/0033 

Rechtssatz 

Voraussetzung für die Beurteilung der Frage, ob "bestimmte Tatsachen" iSd § 12 Abs 1 WaffG 1996 vorliegen, 
ist ein mängelfreies Ermittlungsverfahren, aufgrund dessen in einer ausreichend begründeten Entscheidung 
festgestellt wird, dass diese Person die ihr zur Last gelegten Taten auch tatsächlich begangen hat. Der bloße 
Hinweis, die Behörde gehe "nach intensiven Aktenstudium und Auswertung sämtlicher im Akt einliegenden 
Niederschriften" davon aus, dass vom Betroffenen "eine solche kriminelle Energie, insbesondere unter 
Alkoholeinfluss, ausgeht, die eine missbräuchliche Verwendung von Waffen nicht ausschließt", reicht für eine 
nachvollziehbare Begründung nicht aus. 


